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Ein unrühmlicher
Abstieg für GC

Die Fussballer des Grasshopper-Clubs Zürich sind am Sonntagabend definitiv in
die Challenge League abgestiegen. Im viertletzten Match der Saison in Luzern lag
das Team 0:4 in Rückstand, ehe eine Horde GC-Fans kurz vor Spielende drohte, den
Platz zu stürmen, und so denAbbruch herbeiführte. Es waren beschämende Szenen,
die ein Sinnbild waren für die miserable Saison. Sport, Seiten 34, 35, 36

Gewalt an Schulen löst Besorgnis aus
Der Schweizer Lehrerverband ist alarmiert und plant eine Studie zum Phänomen

FLORIAN SCHOOP, FABIAN BAUMGARTNER

EineSchülerin stürmtaneinerSekundar-
schule inFreiburg insKlassenzimmerund
attackiert ihrenLehrer.Sie schlägt auf ihn
ein, bis Mitschüler schliesslich einschrei-
ten.An einer Zürcher Schule terrorisiert
ein 14-jähriger Jugendlicher seine Klas-
senkameraden über ein halbes Jahr lang.
Zusammenmit drei nützlichenHandlan-
gernbautereinSystemderAngstauf.Um
seineMacht zudemonstrieren,verprügelt
er auf dem Pausenhof einen Teenager –
vor denAugen der ganzen Schule.

Die Gewalt in Schweizer Klassen-
zimmern und auf Pausenhöfen löst Be-
sorgnis aus. Laut Beat Zemp, Präsident
des Dachverbands Lehrerinnen und

Lehrer Schweiz, kommt es immer wieder
zu verbalen oder gar körperlichen Atta-
cken auf Lehrerinnen und Lehrer.Zemp
bestätigt auch eineMeldung des Online-
portals «Watson»,wonach die Problema-
tik der Gewalt gegen Lehrpersonen nun
mit einer Studie untersucht werden soll.
Zahlen dazu gebe es bis anhin nicht.Und
oft meldeten Lehrpersonen verbale
Attacken aus falscher Scham nicht.

Für Zemp ist klar, dass man jugend-
licheTäter auf keinen Fall gewähren las-
sen darf. «Es ist wichtig, dass man Schü-
lern, die sich nicht an die Regeln halten,
Grenzen setzt.» Studien zeigten etwa,
dass bei Schülern, die ständig denUnter-
richt schwänzten, die Gefahr erhöht sei,
dass sie später kriminell würden. «Sie

verinnerlichen Regelverletzungen und
verhalten sich dann später auch so.»

DerHauptgrund für gewalttätigesund
respektloses Verhalten gegenüber Lehr-
personen,aber auch gegenüberMitschü-
lern sei gesellschaftlicherArt,sagtZemp:
«Aggressives Verhalten wird in der heu-
tigen Gesellschaft immer mehr toleriert,
unddie Sprachewird gewalttätiger.»Das
zeige sich imSport,aber auch inderWirt-
schaft,woaggressivesVerhalten teilweise
positiv konnotiert sei.

Im Trend liegen bei Schweizer
Jugendlichen derzeit auch eine Ghetto-
Ästhetik und eine Gangsterpose. Ins-
besondere auf Social Media pflegen
manche Teenager einen Ghetto-Life-
style. Hat dies einen Effekt auf Ge-
waltstraftaten? Die Frage ist auch für
Fachleute nicht leicht zu beantworten.
Aber: «Gewalt ist in unserer Kultur all-
gegenwärtig», sagte der leitende Zür-
cher Oberjugendanwalt Marcel Riesen-
Kupper kürzlich gegenüber dieser Zei-
tung. Ein Beispiel seien gewaltverherr-
lichende Rap-Texte oder auch Videos.
«Da wird ein Lifestyle propagiert, der
von gewissen Jugendlichen als nach-
ahmenswert erachtet wird.»

Die Tendenz jedenfalls ist auch bei
Gewaltstraftaten unerfreulich. Mehrere
Jahre lang sank die Zahl der Jugendge-
walttaten in der Schweiz deutlich. Doch
in den letzten Jahren wurden wieder
mehrGewaltdelikte vonMinderjährigen
registriert – wenn auch auf tieferem
Niveau.Auf nationaler Ebene liegen die
neusten Zahlen zwar noch nicht vor, im
Kanton Zürich aber wurden 2018 zum
drittenMal in FolgemehrGewaltdelikte
von Jugendlichen erfasst.

Zürich und Region, Seite 14, 15

Bund weist immer
mehr Eritreer weg
Tausende müssten in ihr Heimatland zurückkehren

Abgewiesene eritreische
Asylsuchende tauchen meist
in Nachbarstaaten unter
oder landen in der Nothilfe.
Nun fordern die Kantone,
dass der Bund mehr für die
freiwillige Rückkehr tut.

TOBIAS GAFAFER

Die Aufregung war gross. Nach mehre-
ren Gerichtsurteilen begann der Bund
2018 damit, den Status von rund 3000
vorläufig aufgenommenen Eritreern zu
überprüfen. Bis Mitte Jahr will das
Staatssekretariat für Migration (SEM)
die Untersuchung abschliessen. Bereits
zeichnet sich ab,dass es lediglich in weni-
gen Fällen eine rechtskräftige Wegwei-
sung anordnen dürfte.Der Lärm imVor-
feld stand wohl in umgekehrt proportio-
nalemVerhältnis zumErgebnis.Politiker
sprachen von einer Schaumschlägerei.

Im Schatten der Überprüfung hat der
Bund jedoch die Praxis für Eritreer, die
das Asylverfahren durchlaufen, deutlich
verschärft. Dies zeigt die Statistik:Allein
2018 und 2017 lehnte das SEM dieAsyl-
gesuche von 943 beziehungsweise 1093
Eritreern ab, ohne diese vorläufig aufzu-
nehmen. Rund 20 beziehungsweise 17
Prozent der Entscheide waren negativ –
ohne Dublin-Fälle, bei denen bereits in
einem anderen europäischen Land ein
Gesuch gestellt worden war. Zum Ver-
gleich: In den beiden Jahren vor der Pra-
xisverschärfung 2016 wies Bern nur rund
4 ProzentdereritreischenAsylsuchenden
weg. Im laufenden Jahr dürfte sich die
Entwicklung fortsetzen.

DieZunahmederWegweisungengeht
auf Entscheide des SEMzurück.Sie wur-
den noch unter Justizministerin Simo-
netta Sommaruga gefällt und vom Bun-
desverwaltungsgericht gestützt. Zum
einen gilt die Rückkehr nicht mehr in
jedemFall als unzumutbar.Zumanderen
sollenPersonengrundsätzlichdieSchweiz
verlassen, wenn sie in Eritrea keinen
Nationaldienst mehr leisten müssen.

Mehr Dublin-Rücknahmen

Gegen ihren Willen kann Bern jedoch
keine Eritreer ausschaffen. Das Land
lehnt Zwangsrückführungen ab. 2018
und 2017 reisten nur 97 Weggewiesene
freiwillig und kontrolliert aus.Viele blie-
ben hier. 1104 Eritreer tauchten ab, ver-
suchten ihrGlück vermutlich inDeutsch-
land und anderswo.Können EU-Staaten
nachweisen, dass die Asylbewerber be-
reits in der Schweiz waren, werden diese
zurückgeschafft.Mit der Praxisverschär-
fung nahm auch die Zahl der Rücküber-
nahmen zu. 2018 gab das SEM in 3065
Fällen entsprechenden Gesuchen statt,
wovon 777 auf Eritreer entfielen und
nicht alle vollzogen werden konnten.
ZumVergleich: 2015 waren es bloss 32.

Wer wieder in die Schweiz kommt
oder diese nicht verlassen hat, obwohl er
gehenmüsste, landet in der Nothilfe.Be-
troffene erhalten keine Sozialhilfe mehr,
sondern nur noch 8 Franken proTag und
das Nötigste wie eine Unterkunft. Sie
bleiben krankenversichert, dürfen aber

nicht arbeiten. Die Behörden erhoffen
sich dadurch mehr freiwillige Ausreisen,
aber auch eine abschreckendeWirkung.
Tatsächlich ging die Zahl der Asyl-
gesuche von Eritreern 2018 zurück.
Zwar blieb dieses das wichtigste Her-
kunftsland, aber bei über 80 Prozent der
Anträge handelte es sich um Geburten
oder einen Familiennachzug.

Mittlerweile sind die Eritreer unter
den Bezügern von Nothilfe die grösste
Gruppe. 2017 waren es 683 Personen,
und im letzten Jahr dürfte die Zahl ge-
stiegen sein. Für viele ist die Nothilfe
offenkundig immer noch attraktiver als
eineRückkehr,obwohl sie in der Schweiz
keine Perspektive haben. Die Behörden
sind auf solche Langzeitfälle schlecht
vorbereitet und stehen zusehends vor
Problemen. Die Kantone wären für die
Ausschaffungen zuständig, können diese
aber nicht durchführen.

Druck auf Keller-Sutter wächst

Nun wächst der Druck auf das SEM und
JustizministerinKarinKeller-Sutter.«Der
Bund hat dafür zu sorgen, dass die Kan-
tone die Wegweisungen vollziehen kön-
nen», sagt Urs Betschart, Vizepräsident
der Vereinigung der kantonalen Migra-
tionsbehörden (VKM), der NZZ. Dazu
sei primär ein spezielles Rückkehr- und
Reintegrationsprogramm für Eritreer zu
entwickeln.Es sollte neueAnreize für die
freiwilligeRückkehr schaffen und auf die
Bedürfnisse der vielen Jungen eingehen.
Zudemverlangt dieVKM,dass derBund
alle aussenpolitischen Möglichkeiten
nutzt,damitEritrea völkerrechtlicheVer-
pflichtungeneinhältunddieeigenenBür-
ger zurücknimmt.

Das SEM hält von länderspezifischen
Massnahmen indes wenig. Freiwillige
Rückkehrer erhalten eine Startunterstüt-
zung von 1000Frankenund eineProjekt-
hilfe von 3000 Franken. Mangels eines
Partners in Eritrea zahlt der Bund diese
inbar amFlughafenaus.Auchdeshalb sei
ein rein finanzielles Programm,das keine
wirksame Mittelverwendung sichere,
keineOption,sagt einSprecher.DieLage
in Eritrea schätzt Bern nach wie vor als
schwierig ein.Anzeichen für innenpoliti-
scheVeränderungen undReformen gebe
es nicht,derNationaldienst sei weiter un-
befristet. Es sei die letzte Priorität des
Landes, Tausende seiner Bürger zurück-
zunehmen, heisst es in Diplomatenkrei-
sen.Keller-Sutterdämpfte imMärzeben-
falls die Erwartungen.

Flüchtlingshelfer fordern, dass die
Schweiz auch abgewiesene Eritreer men-
schenwürdig behandle. Es sei keine
Lösung, dass diese jahrelang ohne Per-
spektive von der Nothilfe lebten, sagt der
Berner Pfarrer Daniel Winkler. «Perso-
nen, die wir begleiten, gehen auch mit
mehr Geld nicht freiwillig zurück.» Der
Bund sollteWeggewiesene die vorläufige
Aufnahme ermöglichen, bis sich dieVer-
hältnisse in ihrer Heimat substanziell
verbessert hätten.Wie die Überprüfung
des Bleiberechts von 3000 Eritreern
zeigt, bleiben Personen mit diesem Sta-
tus aber häufig für immer in der Schweiz.
Lebt jemand schon länger hier, gilt eine
Ausweisung als unverhältnismässig.
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